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Kommunalsteuergesetz 1993, BGBl 1993/819 idF BGBl I 1998/10 

Kommunalsteuergesetz 1993

StF:
BGBl.   Nr. 819/1993

idF:
BGBl.   Nr. 680/1994 (NR: GP XVIII RV 1624 AB 1826 S. 172. BR: AB 4863 S. 589.) Abgabenänderungsgesetz 1994
BGBl. I Nr.  52/1997 (VfGH)

BGBl. I Nr.  10/1998 (NR: GP XX AB 999 S. 105. BR: AB 5583 S. 633.)

Steuergegenstand

§ 1. Der Kommunalsteuer unterliegen die Arbeitslöhne, die jeweils in einem Kalendermonat an die Dienstnehmer einer im Inland (Bundesgebiet) gelegenen Betriebsstätte des Unternehmens gewährt worden sind.

Dienstnehmer

§ 2. Dienstnehmer sind Personen, die in ei​nem Dienst​verhältnis im Sinne des § 47 Abs. 2 des Ein​kom​men​steuergesetzes 1988 stehen, sowie an Kapitalge​sellschaften beteiligte Per​sonen im Sinne des § 22 Z 2 des Einkommen​steuergesetzes 1988.

Unternehmen, Unternehmer

§ 3. (1) Das Unternehmen umfaßt die ge​samte gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Un​ter​neh​mers. Gewerblich oder beruflich ist jede nachhaltige Tätigkeit zur Er​zielung von Ein​nahmen, auch wenn die Absicht, Ge​winn (Überschuß) zu erzielen, fehlt oder eine Per​sonenvereinigung nur gegenüber ihren Mit​gliedern tätig wird. Holdinggesellschaften und Mitunternehmerschaften im Sinne des Ein​kommen​steuergesetzes 1988 gelten stets als Unternehmen. Als Unternehmer und Unternehmen gelten stets und in vollem Umfang Körperschaften im Sinne des § 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes 1988, Stiftungen sowie Mitunternehmerschaften im Sinne des Einkommensteuergesetzes 1988 und sonstige Personengesellschaften.

(Mit der Änderung wird in eindeutiger Form geregelt, daß sämtliche

· Körperschaften im Sinne des § 7 Abs. 3 KStG 1988 (insbesondere Kapitalgesellschaften - also auch Holdinggesellschaften sowie Komplementärgesellschaften einer GmbH & Co KG -, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, Sparkassen)

· Stiftungen (insbesondere Stiftungen nach dem Privatstiftungsgesetz und Stiftungen nach dem Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz) sowie

· Mitunternehmerschaften im Sinne das EStG 1988 und sonstige Personengesellschaften (insbesondere OHG, KG, atypisch stille Gesellschaften, OEG, KEG, GesnbR, und zwar unabhängig davon, ob betriebliche oder außerbetriebliche Einkünfte erzielt werden oder überhaupt keine steuerlich beachtlichen Einkünfte vorliegen)

als Unternehmer (Unternehmen) gelten und daher mit den von ihnen gewährten Arbeitslöhnen jedenfalls der Kommunalsteuerpflicht unterliegen.)
(2) Unternehmer ist, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbständig ausübt. Die ge​werbliche oder berufliche Tätigkeit wird nicht selbständig ausgeübt, soweit na​türliche Personen, einzeln oder zusammenge​schlossen, einem Unterneh​men derart einge​gliedert sind, daß sie den Weisungen des Un​ternehmers zu folgen verpflichtet sind.

(3) Die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerbli​cher Art (§ 2 des Körperschaftsteu​ergesetzes 1988) und ihrer land- oder forst​wirtschaftlichen Betriebe gewerblich oder be​ruflich tätig. Als Betriebe gewerb​licher Art im Sinne dieses Bundes​gesetzes gelten jedoch stets Wasserwerke, Schlachthöfe, Anstalten zur Müllbeseitigung, zur Tierkörper​vernich​tung und zur Abfuhr von Spülwasser und Abfällen (BGBl I 1998/10) sowie die Vermietung und Verpachtung von Grund​stücken durch öffentlich-rechtliche Körper​schaften.

Betriebsstätte

§ 4. (1) Als Betriebsstätte gilt jede feste örtliche Anlage oder Einrichtung, die mittel​bar oder unmit​telbar der Ausübung der unter​nehmeri​schen Tätigkeit dient. § 29 Abs. 2 und § 30 der Bun​desab​gabenordnung sind sinn​gemäß mit der Maßgabe an​zuwenden, daß bei Eisen​bahn- und Bergbau​unternehmen auch Miet​wohnhäuser, Arbeiterwohnstätten, Erho​lungs​heime und derglei​chen als Betriebsstät​ten gelten.

(2) Bei einem Schiffahrtsunternehmen gilt als im Inland gelegene Betriebsstätte auch der in​ländi​sche Heimathafen oder der inländische Ort, an dem ein Schiff in einem Schiffsregister einge​tragen ist. Gleiches gilt für auf solchen Schiffen befind​liche Einrichtungen zur Aus​übung einer un​ter​nehmerischen Tätigkeit.

Bemessungsgrundlage

§ 5. (1) Bemessungsgrundlage ist die Summe der Arbeitslöhne, die an die Dienst​nehmer der in der Gemeinde gelegenen Be​triebsstätte gewährt worden sind, gleichgül​tig, ob die Arbeits​löhne beim Empfänger der Einkommensteuer (Lohn​steuer) unterliegen. Arbeitslöhne sind Bezüge ge​mäß § 25 Abs. 1 Z 1 lit. a und b des Einkommensteuergesetzes 1988 sowie Gehälter und son​stige Vergütun​gen jeder Art im Sinne des § 22 Z 2 des Ein​kommensteuergesetzes 1988.

(2) Zur Bemessungsgrundlage gehören nicht:

a) Ruhe- und Versorgungsbezüge;

b) die im § 67 Abs. 3 und 6 des Einkom​mensteuergesetzes 1988 genannten Be​zü​ge;

c) die im § 3 Abs. 1 Z 10, 11 und 13 bis 21 des Einkommensteuergesetzes 1988 ge​nannten Be​züge;

d) Gehälter und sonstige Vergütungen jeder Art, die für eine ehemalige Tätigkeit im Sinne des § 22 Z 2 des Einkommensteu​ergesetzes 1988 gewährt werden;

e) Arbeitslöhne an Dienstnehmer, die als begünstigte Personen gemäß den Vor​schriften des Behin​derteneinstel​lungsge​setzes beschäftigt wer​den.

(3) Die Arbeitslöhne sind nur insoweit steuerpflichtig, als sie mit der unternehme​rischen Tätig​keit zusammenhängen. Ist die Feststellung der mit der unternehmerischen Tätigkeit zusammenhängenden Arbeitslöhne mit einem unverhältnismäßigen Aufwand ver​bunden, können die erhebungsberechtigten Gemeinden mit dem Steuerschuldner eine Vereinbarung über die Höhe der Bemes​sungsgrundlage treffen. 

Steuerschuldner

§ 6. Steuerschuldner ist der Unternehmer. Wird das Unternehmen für Rechnung mehre​rer Personen betrieben, sind diese Personen und der Unternehmer Gesamt​schuldner; dies gilt auch für Mitun​ternehmer im Sinne des Ein​kommensteuerge​setzes 1988.

Erhebungsberechtigte Gemeinde

§ 7. (1) Das Unternehmen unterliegt der Kom​munalsteuer in der Gemeinde, in der eine Be​triebs​stätte (§ 4) unterhalten wird.

(2) Erstreckt sich eine Betriebsstätte über mehrere Gemeinden (mehrgemeindliche Be​triebsstät​te), wird die Kommunalsteuer von jeder Gemeinde nach Maßgabe des § 10 er​hoben.

(3) Wanderunternehmen unterliegen der Kommunalsteuer in den Gemeinden, in denen das Un​ter​nehmen ausgeübt wird. Unter Wan​derunternehmen wird eine ohne örtlich feste Betriebsstätte im Inland im Umherziehen aus​geübte unternehmerische Tätigkeit verstan​den. Bei den Österreichischen Bundesbahnen begründen Verbindungen durch Gleisanlagen für sich allein keine mehrgemeindliche Betriebsstätte. (BGBl I 1998/10)
(4) Schiffahrtsunternehmen, die im Inland eine feste örtliche Anlage oder Einrich​tung zur Aus​übung des Unternehmens nicht unter​halten, unterliegen der Kommu​nalsteuer in der Gemeinde, in der die inländischen Heimathäfen der Schiffe gelegen sind, oder, wenn kein inländi​scher Heimathafen vorhanden ist, in der Ge​meinde, in der die Schiffe in einem in​ländi​schen Schiffsregister eingetragen sind; glei​ches gilt für auf solchen Schiffen unterhal​tene Betriebsstätten. Dies gilt nicht für Schiffe, die im regelmäßigen Liniendienst ausschließlich zwischen ausländischen Häfen ver​keh​ren.

Steuerbefreiungen

§ 8. Von der Kommunalsteuer sind befreit:

1. Die Österreichischen Bundesbahnen mit 66 % der Bemessungsgrundlage; (BGBl I 1998/10)
2. Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen, soweit sie mildtäti​gen Zwecken und/oder gemeinnützigen Zwecken auf dem Gebiet der Gesundheits​pflege, Kinder-, Jugend-, Familien-, Kran​ken-, Behinderten-, Blinden- und Altenfür​sorge dienen (§§ 34 bis 37, §§ 39 bis 47 der Bundesabgabenordnung). § 5 Abs. 3 letzter Satz ist sinngemäß anzuwenden.
Dieser angefügte Satz ermöglicht eine Vereinbarung zwischen Steuerschuldner und erhebungsberechtigten Gemeinden. Dadurch wird die Aufteilung der Bemessungsgrundlage in einen steuerpflichtigen und steuerbefreiten Teil bei gemischter unternehmerischer Tätigkeit erleichtert.

Steuersatz

§ 9. Die Steuer beträgt 3 % der Bemes​sungs​grundlage. Übersteigt bei einem Unter​neh​men, das nur eine einzige Betriebsstätte unterhält, die Bemes​sungs​grundlage im Ka​len​dermonat nicht 20.000 S, wird von ihr 15.000 S ab​gezogen.

Zerlegung und Zuteilung der Bemes​sungs​grundlage

§ 10. (1) Erstreckt sich eine Betriebsstätte auf mehrere Gemeinden (mehrgemeind​liche Be​triebs​stät​te), ist die Bemessungsgrundlage vom Unternehmer auf die be​teiligten Ge​meinden zu zerle​gen. Dabei sind die örtlichen Verhältnisse und die durch das Vorhanden​sein der Betriebsstätte erwach​senden Ge​meindelasten zu be​rücksichtigen.

(2) Bei Wanderunternehmen ist die Bemes​sungsgrundlage vom Unternehmer im Ver​hältnis der Betriebsdauer auf die Gemeinden zu zerlegen.

(3) Einigen sich die Gemeinden mit dem Steuerschuldner über die Zerlegung, ist die Kommu​nal​steuer nach Maßgabe der Einigung zu erheben.

(4) Auf Antrag einer beteiligten Gemeinde hat das Finanzamt die Zerlegung mit Zer​le​gungsbe​scheid durchzuführen, wenn ein be​rechtigtes Interesse an der Zerle​gung darge​tan wird. § 196 Abs. 2 bis Abs. 4 und § 297 Abs. 2 erster Satz der Bun​desabgabenord​nung sind sinngemäß an​zuwenden. In der Zerlegung der Bemes​sungsgrundlage liegt auch die Feststellung der sachlichen und per​sönlichen Ab​gabepflicht. Der Antrag kann nur bis zum Ablauf von fünfzehn Jahren ab Ent​stehung der Steuerschuld (§ 11 Abs. 1) ge​stellt werden.

(5) Auf Antrag des Steuerschuldners oder einer beteiligten Gemeinde hat das Finanzamt die Bemessungsgrundlage zuzuteilen, wenn zwei oder mehrere Gemeinden die auf einen Dienstnehmer entfallende Bemessungs​grund​lage ganz oder teilweise für sich in Anspruch nehmen und ein berechtigtes Interesse an der Zuteilung dargetan wird. Der Antrag kann nur bis zum Ablauf von fünfzehn Jahren ab Entstehung der Steuerschuld (§ 11 Abs. 1) gestellt werden. Der Zuteilungsbescheid hat an den Steuerschuldner und die beteiligten Gemeinden zu ergehen. Auf die Zuteilung finden die für die Festsetzung der Abgaben geltenden Vorschriften sinngemäß Anwen​dung.

(6) Ist ein Kommunalsteuerbescheid von einem Zerlegungs- oder Zuteilungsbescheid abzuleiten, ist er ohne Rück​sicht darauf, ob die Rechtskraft eingetreten ist, im Falle der nachträg​lichen Abänderung, Aufhe​bung oder Erlassung des Zerlegungs- oder Zuteilungsbe​scheides von Amts wegen von der Gemeinde durch einen neuen Kommunalsteuerbescheid zu ersetzen, oder, wenn die Voraussetzungen für die Erlassung eines abge​leiteten Kommu​nalsteuerbescheides nicht mehr vorliegen, aufzuheben.

Entstehung der Steuerschuld, Selbst​berechnung, Fälligkeit und Steuerer​klärung

§ 11. (1) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf des Kalendermonates, in dem Ar​beits​löhne ge​währt worden sind. Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf des Kalendermonats, in dem Lohnzahlungen ge​währt worden sind. Lohnzahlungen, die regelmäßig wiederkehrend bis zum 15. Tag eines Kalendermonats für den vorangegangenen Kalendermonat gewährt werden, sind dem vorangegangenen Kalendermonat zuzurechnen.
Die Bestimmung ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß Lohnsummensteuerbeträge und Kommunalsteuerbeträge für Fälligkeitstage vor dem 15. September 1994 insoweit als zum maßgeblichen Fälligkeitstag entrichtet gelten. Wurden Arbeitslöhne nicht dem Kalendermonat Dezember 1993, sondern dem Kalendermonat Jänner 1994 zugerechnet, so ist folgendermaßen vorzugehen: Der Unterschiedsbetrag zwischen der für Jänner 1994 berechneten Kommunalsteuer und der sich aus der Anwendung der neuen Bestimmung für Dezember 1993 ergebenden Lohnsummensteuer gilt insoweit als Kommunalsteuer mit dem Fälligkeitstag 15. September 1994.

Die Zurechnung von regelmäßigen „Lohnnachzahlungen“ zum Vormonat trägt einer weitgehend geübten Praxis bei lohnabhängigen Abgaben Rechnung. Diese Regelung gilt auch für die Gehälter und sonstigen Vergütungen der Gesellschafter-Geschäftsführer.

Nach der angeführten Bestimmung gilt die Zurechnung nachgezahlter Arbeitslöhne zum vorangehenden Kalendermonat erst ab dem Monat August 1994 (das heißt für Nachzahlungen bis 15. September 1994). Die Aussage, daß Lohnsummensteuerbeträge und Kommunalsteuerbeträge vor diesem Fälligkeitstag „insoweit als zum maßgeblichen Fälligkeitstag entrichtet gelten“, bewirkt, daß derartige Beträge unabhängig davon, ob man - einer verbreiteten Auslegung der Praxis folgend - regelmäßige Nachzahlungen dem Vormonat zugerechnet hat oder ob man sich dieser Auslegung nicht bedient und den Abfuhrzeitpunkt „streng“ zuflußorientiert bestimmt hat, als rechtzeitig entrichtet gelten.

Überdies sieht diese Regelung eine Art des Zurückwirkens der neuen zeitlichen Zuordnungsregel auf den Monat Dezember 1993 vor. Die bis 10. Jänner 1994 für Dezember 1993 nachbezahlten Arbeitslöhne sind noch dem Dezember 1993 zuzurechnen und stehen daher unter dem Regime des Lohnsummensteuerrechts. Dies gilt auch dann, wenn bisher „streng“ nach den Zuflußregeln des § 19 EStG 1988 vorgegangen worden ist. Aus der veränderten Zurechnung ergeben sich Unterschiedsbeträge zwischen der bisher für Jänner 1994 berechneten Kommunalsteuer und der nunmehr (noch) für Dezember 1993 zu berechnenden Lohnsummensteuer. Ist für nachgezahlte Dezemberlöhne keine Lohnsummensteuer zu bezahlen (zum Beispiel bei Land- und Forstwirten oder Freiberuflern, fällt die Kommunalsteuer insoweit „ersatzlos“ weg; andernfalls resultiert ein Unterschiedsbetrag aus der Steuersatzdifferenz. Der Unterschiedsbetrag wird als eine zum 15. September 1994 (also mit dem Zeitraum August 1994 gemeinsam) fällige Kommunalsteuer fingiert.

(2) Die Kommunalsteuer ist vom Unter​nehmer für jeden Kalendermonat selbst zu berechnen und bis zum 15. des darauffolgen​den Monates (Fälligkeitstag) an die Gemeinde zu entrichten.

(3) Erweist sich die Selbstberechnung des Unternehmers als nicht richtig oder wird die selbst​be​rechnete Kommunalsteuer nicht oder nicht vollständig entrichtet, hat die Gemeinde einen Kom​munalsteuerbescheid zu erlassen.

(4) Für jedes abgelaufene Kalenderjahr ist bis 31. März des darauffolgenden Ka​len​derjah​res der Gemeinde eine nach Kalen​der​monaten aufgegliederte Steuer​erklärung über die Berech​nungs​grundlagen abzugeben; im Falle der Aufgabe einer Betriebsstätte ist die Steuererklärung binnen einem Monat ab Auf​gabe abzugeben.

Eigener Wirkungsbereich der Ge​meinde

§ 12. Die in den §§ 5, 10 und 11 geregelten Aufga​ben der Gemeinde sind solche des eige​nen Wir​kungsbereiches.

Örtliche Zuständigkeit des Fi​nanzam​tes

§ 13. (1) Für die Zerlegung und Zuteilung der Bemessungs​grundlage ist das Finanzamt örtlich zu​ständig, in des​sen Bereich sich die Unternehmenslei​tung befin​det.

(2) Ist diese im Ausland, ist das Finanzamt örtlich zuständig, in dessen Bereich sich die wirt​schaftlich bedeutendste inländische Be​triebsstätte des ausländischen Unternehmers befindet; für Wanderunternehmen ist die (voraussichtlich) längste inländische Betriebs​dauer maßgebend, bei gleich langer Dauer die zuletzt aus​geübte unternehmerische Tätigkeit.

Beistandsleistung

§ 14. (1) Die erhebungsberechtigten Ge​meinden haben den Abgabenbehörden des Bundes die anläßlich einer gemeindebehördli​chen Prüfung der Kommunalsteuer rechts​kräftig festgestellten Bemessungsgrundlagen mitzuteilen. Die Abgabenbehörden des Bun​des  haben den erhebungsberechtigten Ge​meinden die anläßlich einer abgabenbehördli​chen Prüfung des Dienstgeberbeitrages rechtskräftig fesgestellten Bemessungsgrund​lagen mitzuteilen.

(2) Die in einer Gemeinde zum 31. De​zem​ber eines jeden Jahres erfaßten Dienstge​ber sowie die Summe der ihnen für dieses Jahr gebarungsmäßig vorgeschriebenen Dienstge​berbeiträge sind der jeweiligen Ge​meinde von der Bundesfinanzverwaltung bis 15. Februar des Folgejahres bekanntzugeben. Eine Be​kanntgabe dieser Daten hat erstmalig für das Kalenderjahr 1993 bis 15. Februar 1994 zu erfolgen.

Dazu: Anpassung der Fälligkeit des DB im FLAG 1967 an das Kommunalsteuergesetz
Die im § 14 Abs. 2 KommStG 1993 geregelte Beistandspflicht verpflichtet die Finanzämter, den Gemeinden jährlich bis 15.2. eines jeden Jahres eine Liste aller Abgabepflichtigen mit der Höhe des geleisteten Dienstgeberbeitrages zu übermitteln. Um Identität in den Fälligkeitsterminen der Kommunalsteuer mit jenen des Dienstgeberbeitrages zu erlangen, war auch eine Neuregelung im FLAG 1967 erforderlich. Mit BGBl. Nr. 511/1994 erfolgte die Angleichung des Fälligkeitstermins des Dienstgeberbeitrages an jenen der Kommunalsteuer (§ 43 Abs. 1 zweiter Satz FLAG 1967).
Strafbestimmungen
§ 15. (1) Handlungen oder Unterlassungen, durch welche die Kommunalsteuer verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafe bis zum Zweifachen des verkürz​ten Betrages, höchstens aber mit 800 000 S zu bestrafen; für den Fall der Uneinbringlich​keit der Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstra​fe bis zu sechs Wochen festzusetzen.

(2) Wer die Kommunalsteuer nicht bis zum Zeitpunkt der Fälligkeit entrichtet oder die Steuererklärung nicht termingemäß einreicht, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist, soweit die Tat nicht nach Abs. 1 zu bestrafen ist, mit Geldstrafen bis zu 6 000 S zu bestra​fen; für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen festzusetzen.

(3) Die Ahndung der Verwaltungsübertre​tungen richtet sich nach dem Verwaltungs​strafgesetz 1991.

Inkrafttreten

§ 16. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesge​setzes sind erstmals für den Monat Jänner 1994 an​zuwen​den.

(2) In anderen Bundesgesetzen vorgesehene Befreiungen von bundesgesetzlich geregelten Abgaben gelten nicht für die Kommunalsteuer mit der Maßgabe, daß die auf völkerrechtlichen Verträgen beruhenden sowie internationalen Organisationen eingeräumten Begünstigungen unberührt bleiben.                            

(3) § 7 Abs. 2 und § 8 Ziffer 1, jeweils in der Fassung BGBl. I Nr. 10/1998, sind erstmals für den Monat Jänner 1998 anzuwenden. (BGBl I 1998/10)

Vollziehung

§ 17. Mit der Vollziehung dieses Bundes​gesetzes ist der Bundesminister für Finan​zen betraut.

Klestil

Vranitzky

Punkt 4. des BGBl. Nr. 680/1994, Abgabenänderungsgesetz 1994, Artikel X, Kommunalsteuergesetz, zu § 11 Abs 1:

Z 3 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß Lohnsummensteuerbeträge und Kommunalsteuerbeträge für Fälligkeitstage vor dem 15. September 1994 insoweit als zum maßgeblichen Fälligkeitstag entrichtet gelten. Wurden Arbeitslöhne abweichend von der Z 3 nicht dem Kalendermonat Dezember 1993, sondern dem Kalendermonat Jänner 1994 zugerechnet, so ist folgendermaßen vorzugehen: Der Unterschiedsbetrag zwischen der für Jänner 1994 berechneten Kommunalsteuer und der sich aus der Anwendung der Z 3 für Dezember 1993 ergebenden Lohnsummensteuer gilt insoweit als Kommunalsteuer mit dem Fälligkeitstag 15. September 1994.

